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Minderheitenrecht und MinderheitenpoIitik 
RalfThomas GÖLLNER (München) 
1. Minderheitenschutz und Minderheitenrecht zu kommunistischer Zeit 
Minderheitenschutz und Minderheitenrecht waren im rumänischen Nationalitä­
tenstaat stets vom individualrechtIichen Ansatz geprägt, ein kollektivrechtlicher 
Minderheitenschutz wurde abgelehnt. Der territorialrechtliche Lösungsansatz 
wurde nur einmal umgesetzt, als 1952 mit der Etablierung der Autonomen 
Ungarischen Region das individual- mit dem territorialrechtlichen Konzept 
verbunden wurde. Auf die administrativ-territoriale Umwandlung dieser Region 
im Jahr 1960 folgte acht Jahre später deren endgültige Auflösung und mithin 
eine Rückkehr zu individualrechtlichen Schutzmechanismen. 
Dieser Verengung auf den personalen Schutz folgte nach 1971 eine ideologisch­
nationalistische Verhärtung unter sozialistisch-nationalrumänischen Vorzei­
chen, die den Spielraum der Minderheiten einengte und dem Postulat der Ent­
stehung einer rumänischen sozialistischen Einheitsnation unterwarf. Dennoch 
enthielt die letzte sozialistische Verfassung von 1965 Bestimmungen die natio­
nalen Minderheiten betreffend hier pejorativ ,,mitwohnende Nationalitäten" 
genannt (Art. 22). So wurde formell die Gleichberechtigung hervorgehoben und 
"nationalistisch-chauvinistische Propaganda und Aufhetzung zum Rassen- und 
Nationalitätenhass" unter Strafe gestellt (Art. 17), "der freie Gebrauch der 
Muttersprache sowie Bücher, Zeitungen, Zeitschriften, Theater und der Unter­
richt aller Stufen in ihrer eigenen Sprache" zugesichert (Art. 22) und auch die 
Verwendung der Muttersprache vor Gericht bzw. ein Dolmetscher gewährleistet 
(Art. 109). Hinsichtlich dieser Grundrechte ist anzumerken, dass deren Vollzug 
"faktisch jedoch im wesentlichen auf die Freiheit, bei der Verwirklichung der 
politischen Ziele der allein und unbeschränkt herrschenden Partei mitzuwirken" 
(LEONHARDT 1979, S. 354), zielte. Die einfachgesetzliche Konkretisierung war 
auch spärlich (TONTSCH 1995, S. 144) und fand ihren wichtigsten Niederschlag 
im Erziehungs- und Unterrichts gesetz von 1978, das den minderheitensprachli­
chen Unterricht betraf, im Gerichtsverfassungsgesetz von 1968, der Straf- sowie 
Zivilprozessordnung, die den Gebrauch der Muttersprache vor Gericht regelten. 
Trotzdem war der Minderheitenschutz bis 1990 nicht gewährleistet, der Katalog 
der Grundrechte und -freiheiten wurde in der Praxis ausgehebelt und auf dem 
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Verwaltungsweg in das Gegenteil verkehrt. Die verfassungsrechtliche Zusiche­
rung von Grundrechten war lediglich programmatischer Natur, da sie keine 
ordnungspolitischen, einklagbaren Festlegungen waren und es keine Verfas­
sungsgerichtsbarkeit gab (KENDI 1992, S. 121-122). Der aggressiver werdende 
rumänische Nationalismus zielte u.a. auf die Schaffung einer homogenen Nati­
on und die Beseitigung nationaler Unterschiede und wollte die Minderheiten in 
der dominierenden national-rumänischen Kultur assimilieren (KOVRIG 1987, S. 
218). Betroffen waren alle Lebensbereiche, und der drastische Rückgang min­
derheitensprachlicher Schulausbildung und Medienpräsenz in den 1980er 
Jahren schränkte deren Sprache, Kultur und Identität ein. Forcierte Assimilati­
ons- und Industrialisierungspolitik, mit einer gesteuerten Binnenmigration 
rumänischer Bevölkerungsteile einhergehend, führte zunächst zur Zersiedelung 
vieler mehrheitlich von Minderheiten bewohnten Gebiete und schließlich zur 
weitgehenden sozioökonomischen Separation entlang ethnischer Trennlinien 
(GJLBERG 1990, S. 156-158). Weiterhin führten die Einschränkung des 
Gebrauchs der Muttersprache, das Verbot minderheitensprachlicher Ortsbe­
zeichnungen, diskriminierende Nationalitätenquoten bei der Arbeitsplatzverga­
be, offiziell verordnete oder gedeckte Geschichtsverfalschungen, Zusammenle­
gung von Minderheitenschulen mit rumänischen usw. zur ethnischen Stratifizie­
rung (TONTSCH 1995, S. 147; zur Lage der Minderheiten 1989 s. VOYAME 
1990), die auch die Zeit nach Ceau~escu beeinflusste. 
2. Verfassungsrechtliche Bestimmungen nach 1990 
Mit dem Sturz Ceau~escus am 22. Dezember 1989 (GABANYI 1998, S. 131-202) 
sollte nicht nur die politische Wende eingeleitet, sondern auch Minderheiten­
schutz und Minderheitenpolitik neu definiert werden. Im Januar 1990 erklärte 
der Consiliul Frontului Salviirii Nationale (Rat der Front der Nationalen Ret­
tung, kurz CFSN), der sich am 22. Dezember als Inhaber der Staatsmacht 
konstituiert hatte und die Tätigkeit der alten Institutionen außer Kraft setzte 
(GABANYl 1998, S. 208-212), "die Anerkennung und Garantierung der indivi­
duellen und kollektiven Rechte und Freiheiten der nationalen Minderheiten 
durch die neue Verfassung des Landes" (ENACHE 1997, S. 29) garantieren zu 
wollen und ein Minderheitengesetz zu verabschieden, das die Verfassungsbe­
stimmungen konkretisiert, sowie Gesetze zu Minderheitenrechten, Verwendung 
der Muttersprache und Entwicklung der nationalen Kultur und Identitätsbewah­
rung zu erlassen. Auch der Consiliul Provizoriu al Unitiitii Nationale 
(Provisorischer Rat der Nationalen Einheit, kurz CPUN), der sich am I. Februar 
1990 als ,,Runder Tisch" des politischen Übergangs konstituierte und sich u.a. 
aus Minderheitenvertretern zusammensetzte, gab als eines der politischen Ziele 
"die Achtung der Rechte und Freiheiten der nationalen Minderheiten" vor. In 
der sich anschließenden Verfassungsdebatte konnten sich die Minderheiten mit 
ihrer Forderung nach kollektivem Minderheitenschutz nicht durchsetzen, und 
auch die ungarische Minderheit verfehlte ihr Ziel einer lokalen Autonomie im 
weitgehend von Ungarn bewohnten Szeklerland (zur ungarischen Lokalauto­
nomie s. PALL 1996; zu Formen der Autonomie s. GAL 2000). 
Die Verfassung von 1991 und ihre Revision von 2003 hinsichtlich minderhei­
tenrechtlicher Bestimmungen großzügig und zugleich beschränkend - orientier­
ten sich strikt am individualrechtlichen Minderheitenschutz und ließen den in 
Aussicht gestellten kollektivrechtlichen Ansatz außer Acht. Begründet wurde 
dies von der Verfassungskommission damit, dass ansonsten "ein auf internatio­
naler Ebene nicht zulässiges Kollektivrecht mit möglicherweise extrem schädli­
chen Folgen" (TONTSCH 1995, S. 153) verankert werden würde. Dennoch 
enthält die Verfassung zahlreiche Artikel, die im Zusammenhang mit Minder­
heiten stehen. Art. 1 Abs. 1 hält auch in der revidierten Fassung, fest: "Rumä­
nien ist ein souveräner und unabhängiger, einheitlicher und unteilbarer Natio­
nalstaat". Nation wird im rumänischen Verfassungsverständnis als politische 
Gemeinschaft einer ethnischen Gruppe verstanden also eine historisch konsti­
tuierte Gemeinschaft, die durch einen gemeinsamen ethnischen 
gemeinsame Sprache, Kultur und Religion verbunden ist (HORVATH 2002, S. 
31-32). Diese Auffassung steht kollektivrechtlichen und territorialen Konzepten 
entgegen, was vor allem von der Vertretung der ungarischen Minderheiten, dem 
Demokratischen Verband der Ungarn Rumäniens (rum. Uniunea Democratii 
Maghiarii din Romania, kurz UDMR; ungar. Romimiai Magyar Demokrata 
Szövetseg, kurz RMDSZ), kritisiert wurde (s. MEMORANDUM unter 
www.hhrjorg). Präzisiert wurde das rumänische Nationalstaatsverständnis in 
Art. 4 Abs. 1, der auch in der geänderten Fassung festhält: "Die Grundlage des 
Staates ist die Einheit des rumänischen Volkes". Zwar präzisiert Art. 4 Abs. 2, 
dass Rumänien "das gemeinsame und unteilbare Vaterland aller seiner Bürger 
ohne Unterschied der Rasse, Nationalität, ethnischen Abstammung, Sprache, 
Religion [ ...]" ist, aber die erstgenannten Festlegungen bilden apriori Be­
schränkungen für die einfachgesetzliche Sphäre. Hierzu hielt der UN­
Kommissar für Menschenrechte fest: "Concern is also expressed about the 
concept of the nation-State since it may result in weakening the policy of pro­
tecting minorities and could aggravate the relations between communities" 
(ADVISORY COMMITTEE 1995, S. 53, Abs. 271). Auch die Bestimmung des 
Rumänischen als alleinige Amtssprache (Art. 13) ohne Hinweis auf Minderhei­
tensprachen verdeutlicht das doppeldeutige Verhältnis zwischen Einheitlichkeit 
und Differenz, zwischen Staats bürgerschaft, ethnisch-kultureller Identität und 
Staat (HORVATH & SCACCO 2001, S. 255). 
Zentral ist Art. 6, der das Recht auf Identität bestimmt und dafür nahezu wört­
lich Teile des Dokuments des Kopenhagener Treffens der Konferenz über die 
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menschliche Dimension der KSZE vom 29.6.1990 (S. 22-24, Art. 32 und 33) 
übernimmt: 
,,( 1.) Der Staat anerkennt und gewährleistet den Angehörigen der nationalen 
Minderheiten das Recht auf Bewahrung, Entfaltung und Bekundung ihrer ethni­
schen, kulturellen, sprachlichen und religiösen Identität. 
(2.) Die Schutzmaßnahmen, die der Staat für die Bewahrung, Entfaltung und Be­
kundung der Identität der Angehörigen der nationalen Minderheiten ergreift, 
müssen mit den Grundsätzen der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung im 
Verhältnis zu den anderen rumänischen Staatsangehörigen vereinbar sein". 
Hier erkennt die Verfassung die Existenz unterschiedlicher Identitäten und 
deren besondere kulturelle Bedürfnisse an, entwertet sie aber mit dem Gleich­
heitsgrundsatz, der eine positive Diskriminierung - ohne die identitätsfOrdernde 
Schutzmechanismen kaum vorstellbar sind verbietet (TONTSCH 1995, S. 153­
154). In der Praxis wurde dies sehr rigide ausgelegt und behinderte vor allem 
die Verbesserung der Situation der Roma. 
Konkreter war die Verfassung hinsichtlich der Minderheitensprachen. Die 
muttersprachliche Ausbildung (Art. 32 Abs. 3) wurde weitgehend positiv gere­
gelt, da sie sowohl den Unterricht der Muttersprache als auch den Unterricht in 
der Muttersprache garantierte, wobei die praktische Umsetzung einfachgesetz­
lich zu regeln war. Während die Verfassung von 1991 die Gerichtssprache 
restriktiv handhabte und einen Dolmetscher vorsah (Art. 127 Abs. 2), wurde 
dies mit der Revision zugunsten der Minderheitensprachen geändert. Angehöri­
ge der Minderheiten konnten sich vor Gericht ihrer Muttersprache bedienen, 
sofern die Rechtspflege nicht behindert wurde und Kostenneutralität bestand 
(Art. 128 Abs. 3, neue Fassung). Der Gebrauch der Muttersprache in der loka­
len Verwaltung wurde 1991 nicht geregelt, fand jedoch Eingang in Art. 120 
Abs. 2 der revidierten Fassung. Dieser legt fest, qass in jenen territorialen 
Einheiten, in denen nationale Minderheiten "ein signifikantes Gewicht" haben, 
deren Muttersprache in Wort und Schrift vor den Behörden benutzt werden 
kann. Damit wurde verankert, was im Gesetz 22/1997 über die örtliche öffentli­
che Verwaltung festgelegt worden war, wobei als "signifikantes Gewicht" ein 
Minderheitenanteil von 20 Prozent galt. "Eine uneingeschränkt positive Ausges­
taltung hat die politische Partizipation der Minderheiten im Wahlrecht erhalten" 
(TONTSCH 1995, S. 155), da jede Minderheit unabhängig von der erreichten 
Stimmenzahl - einen Anspruch auf einen Sitz im Parlament hat (Art. 59 Abs. 2 
bzw. Art. 62 Abs. 2, neue Fassung). 
Die Verfassung von 1991 enthielt keinen Hinweis darauf, dass der Status der 
Minderheiten gesetzlich geregelt werden müsse. Dies war jedoch vom CFSN 
zugesagt worden und wurde auch von Minderheitenvertretern gefordert. So 
legte das Demokratische Forum der Deutschen in Rumänien im März 1991 
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einen Entwurf vor; es folgten Entwürfe des RMDSZ im November und des 
Rates für die nationalen Minderheiten im Dezember 1993. Angekündigt war die 
Verabschiedung eines Minderheitenschutzgesetzes bis spätestens sechs Monate 
nach der Verabschiedung der Verfassung, also Mai 1992. Anzumerken ist, dass 
es rechtlich ungeklärt ist, ob das Minderheitenstatut von 1945 noch galt. Es 
wurde formell nie aufgehoben und entsprechend Verf. Art. 150 Abs. 1, alte 
Fassung, bzw. Art. 154 Abs. 1, neue Fassung, müsste es zumindest in Teilberei­
chen noch gelten. Der Hohe Kommissar für Nationale Minderheiten der OSZE 
stellte hierzu fest: "Even though Romanian Constitution has a number of Arti­
cles laying down principles regarding the position of the minorities, there is 
obviously a need to elaborate them in greater detail in the form of a law on 
minorities. [ ... ] The early adoption of such a law could help considerably in 
creating an atrnosphere of greater confidence among the various minorities" 
(LETTER from the CSCE 1993). In der Revision fand diese Forderung ihren 
Niederschlag und Art. 73 Abs. 3, neue Fassung, bestimmt, dass der Status der 
nationalen Minderheiten durch Organgesetze geregelt werden muss. Einen 
mittelbaren Bezug zum Minderheitenschutz hat Art. 29, der Religions- und 
Organisationsfreiheit sowie Autonomie religiöser Gruppen zusichert. Dies ist 
bedeutsam, da die nationale Zugehörigkeit oft mit einer religiösen einhergeht. 
Insgesamt ist festzuhalten, dass der rein individualrechtliche Minderheiten­
schutz und seine Unterordnung unter den Gleichheitsgrundsatz und die Nicht­
diskriminierung "den Schutzauftrag der Verfassung erheblich entwertet" 
(TONTSCH 1995, S. 155) hat. Obwohl die Revision Verbesserungen gebracht 
waren die allgemeinen Bestimmungen noch immer eher restriktiv, während 
die konkreten ein weites, teils minderheiten freundliches Spektrum beinhalteten 
(HORVATH 2002, S. 61). 
3. Gesetzliche Regelungen nach 1990 
Die Formulierung einfachgesetzlicher Schutzbestimmungen erfolgte seit 1990 
aufgrund entsprechender Verfassungsanforderungen, aber auch angesichts des 
sich entwickelnden internationalen Standards. So bestand der Minderheiten­
schutz Anfang 2006 aus verstreuten Einzelregelungen ohne zentrale Zusam­
menfassung, weshalb den einzelnen Bestimmungen eine besondere Rolle zu­
kommt, da sie schutzbedürftige Bereiche im Verfassungsrahmen regeln. 
Der flir die Entwicklung von Identität und Struktur von Minderheiten wichtigste 
Aspekt war das Schul- und Bildungswesen aller Stufen, das nach 1955 
schrittweise umgebaut den Unterricht in den Minderheitensprachen drastisch 
eingeschränkt hatte. Dies sollte 1990 geändert werden, und der Regierungsbe­
schluss 52111990 formulierte vage die Möglichkeit der Errichtung minderhei­




vorangegangenen Zwangsvereinigungen von Minderheitenschulen mit rumäni~ 
schen rückgängig machen. Die Umsetzung wurde nicht gesichert und sorgte so 
in der Praxis für Spannungen, wobei vor allem die Ungarn für ihre Forderung 
nach eigenen Bildungseinrichtungen des ethnischen Separatismus beschuldigt 
wurden. Bis zur Verabschiedung des Unterrichtsgesetzes wurde das Schulwesen 
provisorisch geregelt, und sein Fehlen wurde immer dringlicher, so dass OSZE 
und Europarat sich mahnend einschalteten (HORVATH 2002, S. 90; LETTER 
from the CSCE 1993). Nach heftigen Debatten wurde es im Juli 1995 verab­
schiedet. Es enthielt einige positive Gewährleistungen, brachte aber insgesamt 
eine Verschlechterung der schulischen Minderheitenausbildung sogar im 
Vergleich zur Ceau~escu-Ära (KOLAR 1995). Es wurde sowohl national als 
auch international negativ bewertet, und die ungarische Minderheit führte 
Bedenken vor allem gegen Art. 120 Abs. 2 an, der den Unterricht der "Ge­
schichte der Rumänen" und "Geographie Rumäniens" auf Rumänisch vor­
schrieb (LEGE 84 din 24 iulie 1995). Folglich wurde die Implementierung jener 
internationalen Normen eingefordert (Statement by the OSCE 1995), die z.B. in 
Art. 24 des Kopenhagener Abschlussdokuments der OSZE, Art. 4 Abs. 3 der 
UNO-Deklaration über die Rechte von Angehörigen nationaler, ethnischer, 
religiöser und sprachlicher Minderheiten sowie im Rahmenabkommen zum 
Schutz nationaler Minderheiten festgelegt waren, und darum die allgemeine 
Revision des Gesetzes empfohlen. Nach dem Sieg der Demokratischen Konven­
tion und der Regierungsbeteiligung des RMDSZ wurde das Unterrichtsgesetz 
durch das Dekret 36/1997 überarbeitet. Trotz Verbesserungen war es aus min­
derheitenpolitischer Sicht noch nicht ausreichend und vor allem die weiter 
gültige Formulierung "Geschichte der Rumänen" (Art. 120 Abs. 2) statt Ge­
schichte Rumäniens sowie die Frage der staatlichen Finanzierung unabhängiger 
tertiärer Bildungseinrichtungen von Minderheiten sollte überarbeitet werden 
(LETTER from HCNM 1998). Daraufhin wurde es durch das Gesetz 151/ 1999 
nochmals überarbeitet und sah vor, dass der Unterric1it auf allen Stufen und in 
allen Schulformen in den Sprachen der Minderheiten erfolgen kann (Art. 118), 
falls das Erlernen der Fachterminologie in Rumänisch sichergestellt ist (Art. 
122). Alle Prüfungen konnten in der Muttersprache abgelegt werden, wenn die 
betreffenden Fächer in dieser Sprache unterrichtet wurden (Art. 124). Auch die 
Regelung zum Geschichts- und Geographieunterricht wurde aufgehoben, ob­
zwar die Bezeichnung "Geschichte der Rumänen" weiterbestand. Die Fächer 
konnten auf den unteren Stufen in Minderheitensprachen mit denselben Lehrbü­
chern wie in den rumänischen Klassen unterrichtet werden, aber es mussten 
auch die rumänischen Ortsbezeichnungen erlernt werden (Art. 120 Abs. 2). 
Infolgedessen bestand das Minderheitenschulwesen aus eigenständigen Schulen 
sowie aus Minderheitenklassen und -abteilungen. Einen Sonderfall stellte die 
Debatte um die ungarische Bolyai-Universität in Klausenburg dar, die 1959 mit 
der rumänischen Babe~-Universität zur Babe~-Bolyai-Universität zwangsverei­
nigt worden war und deren Trennung eines der wichtigsten, jedoch unerreichten 
Ziele der ungarischen Minderheit war. Stattdessen erhielt die Universität ein 
multikulturelles, rumänisch-ungarisch-deutsches Profil, da eine ungarische 
staatliche Universität abgelehnt wurde. Den Ansprüchen kam die Politik aber 
insofern nach, dass nach dem Gesetz 151/1999 die Grundlage für den Aufbau 
einer ungarisch-deutschen Petöfi-Schiller-Universität gelegt wurde, der jedoch 
bis Anfang 2006 nicht erfolgt ist. Die ungarische Privatuniversität Sapientia 
hingegen konnte im Jahr 2000 gegründet werden. 
Bedeutsam war auch der Gebrauch der Minderheitensprachen vor Gericht, in 
Öffentlichkeit und Verwaltung. Er wurde uneinheitlich sowie widersprüchlich 
umgesetzt. Während in Zivilprozessen ein Dolmetscher vorgesehen war, gestat­
tete die Strafprozessordnung auch den Gebrauch der Muttersprache. Wichtiger 
noch war ihre Verwendung in Öffentlichkeit und lokaler Verwaltung, geregelt 
durch LEGE 69 din 26 noiembrie 1991). Danach war Rumänisch die Verkehrs­
sprache (Art. 26 Abs. 2; Art. 54 Abs. I) und sah für Minderheiten einen Dol­
metscher vor. Dies wurde vor allem dort kritisiert, wo die ungarische Bevölke­
rung einen bedeutenden Anteil aufwies (vgl. Empfehlungen des Hohen Kom­
missars Max van der Stoel: LETTER from the CSCE 1993). Eine Neuregelung 
erfolgte durch das Gesetz 215/2001, das für die administrativ-territorialen 
Einheiten, in denen nationale Minderheiten über 20 Prozent der Einwohner 
stellen, auch den Gebrauch der Muttersprache geWährleistet (Art. 17). Tages­
ordnungen können auch in Minderheitensprachen bekannt gemacht (Art. 40 
Abs. 7) und veröffentlicht werden (Art. 5I). Dies hatte auch Auswirkungen auf 
das Gesetz über den öffentlichen Dienst, dessen Art. 99 nun die Einstellung von 
Personen in diesen administrativen Einheiten vorsah, die die betreffende Min­
derheitensprache können (LEGE 188 din 8 decembrie 1999). Die Ratssitzungen 
konnten auf Antrag auch in der Sprache jener Minderheit abgehalten werden, 
die mindestens ein Drittel der Ratsmitglieder stellte (Art. 43 Abs. 3). Als ebenso 
wichtig wurde die Einführung mehrsprachiger Ortsbezeichnungen und Behör­
denbeschilderungen empfunden, die in der 1991 er Gesetzesfassung nicht gere­
gelt wurde, weshalb sie ausschließlich in rumänischer Sprache verfasst sein 
durften (TONTSCH 1995, S. 159). Dies wurde mit der Verordnung 2211996 
geändert und durch Gesetz 215/2001 (Art. 90 Abs. 4) festgeschrieben. So wurde 
1997 zögerlich und oftmals gegen Widerstände mit der Umsetzung der bilin­
gualen Beschilderung begonnen. Deshalb empfahl der Europarat, die rumäni­
schen Behörden sollten diese gesetzlichen Bestimmungen umsetzen und not­
wendige Schritte unternehmen, um Spannungen zu mindern, die in diesem 
Bereich auftreten könnten (s. ADVISORY COMMITTEE). 
Darüber hinaus waren politische Partizipation und Interessenvertretung der 
Minderheiten wichtig und konnten auf der Grundlage des Dekret-Gesetzes 
8/1989 erfolgen. Die Organisationen waren keine politischen Parteien im Sinne 
796 797 
des Parteiengesetzes, wurden aber durch das Wahlgesetz 68/1992 (Art. 4 Abs. 
2) für die Wahlen mit politischen Parteien gleichgesetzt. Nach den Wahlen 
2004 waren 18 Abgeordnete von Minderheitenverbänden und 22 Abgeordnete 
des RMDSZ in der Abgeordnetenkammer vertreten. 
1993 wurde mit der Anordnung 137/1993 (HOTÄRARE privind organizarea ~i 
functionarea Consiliului pentru Minoritätile Nationale) der Rat für die nationa­
len Minderheiten eingerichtet und sollte zunächst als Beratungsgremium ("or­
ganism consultativ" Art. 1) fungieren, erhielt aber nach der ersten Überarbei­
tung die Aufgabe der unmittelbaren Befassung mit Minderheitenbelangen. 
Obwohl er weder exekutive Kompetenzen noch ein Gesetzesinitiativrecht hatte, 
gehörte die Ausarbeitung eines Minderheitenschutzgesetzes zu seinen Aufga­
ben. Hierzu bemerkte der Hohe Kommissar der OSZE: "It is essential that is 
does not restrict itself to recommendations on legislation, [ ... ]. Its role in mak­
ing proposals on Government decisions, monitoring problems at the local level 
of administration and considering individual complaints cou1d help considera­
bly in removing or preventing tensions concerning minorities" (LETTER from 
the CSCE). Dadurch sollte der Rat, dem die Minderheitenorganisationen sowie 
Regierungsvertreter angehören, nicht nur die Herausarbeitung von Minderhei­
tenschutzbestimmungen befördern, sondern auch dem Dialog mit dem Staat 
dienen - so wie es später die LUND RECOMMENDATION (1999, Abs. 12.) aus­
drückte. 
Der Rat, dem der RMDSZ ab September 1993 fernblieb, weil er dem Rat vor­
warf, er mache keine substantiellen Fortschritte und bezeichnete diesen als 
"sterilen Klub" (US DEPARTMENT OF STATE 1993), entwickelte einen Geset­
zesvorschlag, der jedoch dem Konsensprinzip unterlag und nur den kleinsten 
gemeinsamen Nenner präsentierte. Die Regierung brachte ihn nicht ins Parla­
ment ein, und so wurde der Rat anfangs als weitgehend ineffektiv bezeichnet 
(US DEPARTMENT OF STATE 1994). 1997 richtete die Regierung (HOTÄRARE 17 
din 31 ianuarie 1997) ein Department für den Schutz der nationalen Minderhei­
ten ein, das von einem Minister ex officio koordiniert wurde. Es war verantwort­
lich für die Vorbereitung minderheitenrelevanter Gesetze und Normativakte, die 
Überwachung der Anwendung nationaler und internationaler Schutzbestim­
mungen und nahm Meldungen über Verletzungen von Minderheitenrechten 
entgegen (STATE REpORT 1999; HORVÄTH 2001, S. 260-261). Außerdem 
erhielt es ein Landesamt für die Roma, deren Lage die westeuropäischen Insti­
tutionen zunehmend größere Aufmerksamkeit schenkten (HUMAN RIGHTS 
WATCH 1991, LYNCH LAW 1994). Der Rat wurde als Beratungsgremium des 
Departments neu konstituiert und die Konsenspflicht zugunsten der einfachen 
Mehrheit abgeschafft. Das Department wurde im Januar 2001 als Department 
für Interethnische Beziehungen in das Ministerium für öffentliche Information 
integriert, im Juli 2003 jedoch wieder dem Amt des Premierministers angebun­
den (HOTÄRARE 749 din 3 iulie 2003). Mit seiner Einrichtung wurde eine der 
wichtigsten Forderungen der Minderheiten, aber auch des Europarats, umge­
setzt. 
4. Minderheitenpolitik nach 1990 
Nach 1989/1990 schien die Etablierung einer demokratischen, liberalen und 
aufgeklärten Gesellschaft und damit die Überbrückung ethnischer Gegensätze 
möglich zu sein, zumal die als Ersatzparlament fungierende Front die Gewähr­
leistung individueller und kollektiver Rechte sichern wollte. Viele Minderheiten 
- mit einem positiv besetzten Nationalgefühl selbstbewusst geworden (GABA­
NYI 1991, S. 148-149) - organisierten sich, nahmen an der Verfassungsdebatte 
und dem politischen Prozess teil. Doch die Euphorie wich der Ernüchterung, als 
auf rumänischer Seite der nie kritisch hinterfragte Nationalismus der 
Ceau~escu-Ära seine Wirkung erneut entfaltete. Die Gründung nationalistischer 
Parteien und Vereinigungen (Vatra Romaneascii im Januar 1990, Partidul 
Unitiitii Nationale din Romania am 15. März 1990, Partidul Romania Mare am 
20. Juni 1991; GABANYI 1998, S. 284, 295), die einen gruppenrechtlichen 
Minderheitenschutz und vor allem ungarische Autonomiekonzepte bekämpften, 
spaltete die Gesellschaft und führte erstmals im März 1990 zu schweren Ausei­
nandersetzungen in Tärgu Mure~ (GÖLLNER 1993/1994, S. 197). Nach den 
Wahlen vom Mai 1990 "wollte die regierende Front der Nationalen Rettung das 
Mobilisierungspotential des Nationalismus nicht dauerhaft missen" (GABANYI 
1991, S. 155), und so wurde sie "Gefangener der nationalistischen Parteien im 
Parlament" (SHAFIR 1994a, S. 88), die - besonders nach den Wahlen 1992 ­
indirekt und auch direkt in die Regierungspolitik einbezogen wurden. So zum 
Beispiel Liviu Maior, der 1992 das Unterrichtsministerium übernahm, obwohl 
er Mitglied der nationalistischen Vatra Romaneascä war und mit der Partidul 
Unitätii Nationale din Romania sympathisierte (SHAFIR 1994b, S. 26) Dieser 
Nationalismus richtete sich gegen Minderheiten im allgemeinen und gegen die 
jüdische, ungarische sowie die Roma im besonderen, wobei auch die ungari­
schen Vertreter wenig Gespür für das politisch Machbare zeigten. Der gesamt­
staatliche und lokale Einfluss nationalistischer Vereinigungen wirkte negativ 
sowohl auf die Minderheitenpolitik als auch auf die Minderheitenschutzgesetz­
gebung, so dass die rechtlichen Regelungen restriktiver ausfielen, als es anfangs 
den Anschein hatte, behinderte aber auch die lokale Umsetzung von Normen. 
Bis 1996 wurden die Forderungen der Ungarn, mit ca. sieben Prozent stellten 
sie die größte im Parlament vertretene Minderheit nach örtlicher Autonomie, 
nach Wiederherstellung der ungarischen Bolyai-Universität usw. als Chauvi­
nismus und Separatismus abgelehnt und der RMDSZ innenpolitisch isoliert. 
Wichtige Belange wie Minderheiten- und Unterrichtsgesetz, Rückgabe enteig­
neten Besitzes, die Frage der lokalen Selbstverwaltung, erweiterte Sprachbe­
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fugnisse vor Behörden usw. blieben zunächst auf der Beratungsebene stecken. 
Auch die Empfehlungen des Rats rur die Nationalen Minderheiten blieben meist 
unbeachtet, so dass die Minderheitenpolitik hinter den Möglichkeiten und 
Erwartungen zurückblieb. Infolge divergierender Entwicklungen einerseits 
wachsende nationalistische Strömungen und unzureichender Minderheiten­
schutz, andererseits Rumäniens beginnende Westintegration durch Beitritt zum 
Europarat und Unterzeichnung des Europaabkommens - rückte die Minderhei­
tenpolitik in den Fokus westlicher Organisationen. Diese forderten vor allem ab 
1994 immer deutlicher die Umsetzung und Einhaltung einschlägiger Normen 
und Empfehlungen. 
Mit dem Regierungswechsel 1996, der die bürgerliche Opposition mit dem 
RMDSZ in die Regierung (KANTOR & BARDl 2002) brachte, und der Unter­
zeichnung des rumänisch-ungarischen Nachbarschaftsvertrags trat eine deutli­
che Entspannung ein. Er kann als innen- und minderheitenpolitische Wende 
sowie als Beginn einer integrations- und kooperationsorientierten Politik be­
trachtet werden. Dies zeigte sich in der Errichtung des Minderheiten­
Departments, in der Novellierung des Unterrichts- und des Kommunalverwal­
tungsgesetzes. Obwohl die greifbaren Ergebnisse der RMDSZ­
Regierungsbeteiligung dürftig waren, änderte sich die öffentliche Perzeption 
dahingehend, dass der RMDSZ als "legitimes Element der rumänischen Politik" 
(HORVATH 2002, S. 55) akzeptiert wurde. Dies änderte sich auch nach den 
Wahlen des Jahres 2000 nicht grundlegend, obwohl die nationalistisch­
rechtsextreme Großrumänienparteien mit rund 20 Prozent zweitstärkste Frakti­
on (19,48 Prozent in der Abgeordnetenkammer und 21,01 Prozent im Senat, s. 
SHAFIR 2001, S. 2) wurde und nationalistische Parolen wieder die Minderhei­
tenpolitik überschatteten. Die Einbeziehung des RMDSZ ohne direkte Regie­
rungsbeteiligung brachte positive Ergebnisse, wie die Verfassungsreform ver­
deutlichte, auch wenn nach 2000 zahlreiche Minderheitenbelange ungelöst 
blieben. Im bildungspolitischen Bereich äußerte der Beratungsausschuss der 
Rahmenkonvention über den Schutz nationaler Minderheiten Bedenken, denn er 
war "besorgt um die Meldungen aus verschiedenen Quellen, denen zufolge der 
Geschichtsunterricht nicht in genügendem Maß die ethnische Vielfalt Rumä­
niens widerspiegelt, obwohl das in Artikel 120 Absatz 3 des Gesetzes 
Nr.15l/1999 vorgesehen ist" (ADVISORY COMMlTTEE, Abs. 54). 
Nach den Wahlen 2004 befand sich der gemäßigte Flügel des RMDSZ wieder 
in der Mitverantwortung, und als eines der wichtigsten Ziele ruhrte das Regie­
rungsprogramm in Kapitel 25 den Schutz nationaler Minderheiten an. Bereits 
im Mai 2005 nahm die Koalitionsregierung "einen Gesetzesentwurf über den 
Status nationaler Minderheiten, in dem die Formen der kulturellen Autonomie 
der nationalen Minderheiten festgelegt und die Grundsätze der Gleichheit und 
Nichtdiskriminierung eingefiihrt werden, an [genommen ]" (EUROPÄISCHE 
KOMMISSION 2005, S. 23). Der Entwurf wurde zur Verabschiedung ins Parla­
ment eingebracht und im Juni 2005 der Venedig-Kommission des Europarats 
zur Begutachtung übergeben. Die Venedig-Kommission hob hervor, dass die 
Bestimmungen einen zufriedenstellenden Rahmen konstituieren, betonte aber u. 
a.: "The draft law contains, however, certain important !imitations and several 
uncertainties as to its meaning and scope. [ ... ] The Commission recommends, as 
a matter ofpriority, to improve the way in which the cross-relation between the 
draft law and other sectorallegislation is regulated [ ... ]" (EUROPEAN COMMIS­
SION 2005, Abs. 76-78). Diese Anmerkungen bezogen sich auf unklare Festle­
gungen, fehlende Definitionen und Bestimmungen, die mit anderen Organge­
setzen konkurrierten, und empfahlen, das Prinzip des lex specialis derogat 
generali zur Lösung möglicher Rechtsunsicherheiten. Eine Besonderheit des 
Entwurfs liegt neben dem Kapitel 5 "Kulturelle Autonomie" (PROIECT 
Art. 56-73) im Nationalrat rur Kulturautonomie und seinen möglichen Veto­
Kompetenzen (Art. 18 Abs. 1 und 2; Art. 21 Abs. I; Art. 26 Abs. 2), die 
zugleich die Streitpunkte in Parlament und Regierungskoalition waren. Es 
wurden zahlreiche, teilweise konträre Überarbeitungsvorschläge vorgelegt, eine 
Einigung konnte aber nicht erzielt werden, so dass die Parlamentsdebatte und 
Beschlussfassung ins Jahr 2006 verschoben wurde (DUTULESCU 2005). Von der 
Endfassung und Verabschiedung des Gesetzes hängt die mittelfristige Bewer­
tung der Minderheitenpolitik Rumäniens ab, wobei die Lage der Roma wohl 
auch nach der Gesetzesverabschiedung der Verbesserung bedarf. Hinsichtlich 
dieser Bevölkerungsgruppe" sind nur sehr begrenzte Fortschritte bei der Funkti­
onsweise der Strukturen zu verzeichnen, die fiir die Umsetzung der Roma­
Strategie von 2001 zuständig sind [ ... ]. Der rumänische Rat rur die Bekämpfung 
der Diskriminierung hat zwar Sanktionen fUr Fälle von Diskriminierung einge­
ruhrt, aber de facto sind Diskriminierungen der Roma-Minderheit nach wie vor 
allerorten und insbesondere auf lokaler Ebene anzutreffen [ ... ]" (EUROPÄISCHE 
KOMMISSION 2005, S. 24). Den Bedürfnissen der Roma sowie einiger Sprach­
minderheiten kann jedoch nicht nur mit rechtlichen Mitteln entsprochen wer­
den, sondern es bedarf vielmehr sozialer und gesellschaftlicher Veränderungs­
prozesse. Auch dürften die politischen Maßnahmen jenen kleinen Minderheiten 
nicht helfen, die aufgrund negativer demographischer Entwicklung und ver­
streuter Siedlungsgebiete die Rechtsnormen nicht in Anspruch nehmen können. 
Im Wesentlichen profitieren von dem erweiterten Minderheitenschutz die 
Ungarn, mit Einschränkungen die Deutschen, Ukrainer, Türken und Serben 
sowie die Roma bei geänderten sozio-politischen Rahmenbedingungen. 
4. Zusammenfassung 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Minderheitenpolitik seit 1990 
in verschiedenen Phasen von der Konfrontation zur Kooperation - verlaufen 
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ist, wobei sowohl innen- als auch außenpolitische Faktoren bestimmend waren. 
Mit zunehmender Integration in westliche politisch-ökonomische Strukturen 
und wachsender Demokratisierung wurden die starren Fronten zwischen Mehr­
heit und Minderheiten aufgeweicht und Fortschritte im Minderheitenschutz 
erzielt. Sollte das Gesetz über den Status nationaler Minderheiten in der vorge­
legten Form verabschiedet und in der Praxis auch umgesetzt werden, würde 
erstmals in der Geschichte Rumäniens eine Form des kollektiven Minderheiten­
schutzes (European Commission for Democracy through Law, Abs. 60.) einge­
führt werden und Rumänien am Vorabend des EU-Beitritts als kooperationsori­
entierten und integrationsfähigen Staat auszeichnen. 
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